
K
leine und mittlere Un-
ternehmen (KMU) dür-
fen sich freuen: Die kürz-
lich geänderten Rechts-

grundlagen für das öffentliche An-
gebot von Wertpapieren machen
ihnen das Leben leichter.  Neben
KMU werden auch Unternehmen
mit geringer Marktkapitalisierung
begünstigt. 

Prospektpflicht. Wer Aktien,
Schuldverschreibungen oder an-
dere Wertpapiere in Österreich
öffentlich anbieten will, muss zu-
erst einen von der zuständigen
Aufsichtsbehörde gebilligten Pro-
spekt veröffentlichen. Dessen In-
halt wird weitgehend durch Uni-

onsrecht vor-
gegeben. Die
entsprechen-
de Verord-
nung wurde
kürzlich geän-
dert und ent-
hält nun für
begünstigte
Emittenten re-
duzierte Vor-
gaben, die so-
wohl für das
öffentliche
Angebot von
Wertpapieren
als auch für
Prospekte zur
Zulassung von

Wertpapieren zum Handel an ei-
nem geregelten Markt gelten. Be-
günstigt sind  Gesellschaften, die
zwei der nachfolgenden drei Kri-
terien erfüllen: erstens eine
durchschnittliche Beschäftigten-
zahl im letzten Geschäftsjahr von
weniger als 250 Personen, zwei-
tens eine Gesamtbilanzsumme
von höchstens 43 Millionen € und
drittens ein Jahresnettoumsatz
von höchstens 50 Millionen €.
Außerdem sind an einem
 geregelten Markt börse notierte
Unternehmen begünstigt, wenn
ihre Marktkapitalisierung zum
Ende der letzten drei Kalender-
jahre im Schnitt weniger als 100
Millionen € betrug.

Finanzinformationen. Die wich-
tigsten Erleichterungen betreffen
die in den Prospekt aufzuneh-
menden Finanzinformationen.
Bisher waren von Aktienemit-
tenten geprüfte Finanzinforma-
tionen der letzten drei und von
Schuldtitelemittenten der letz-
ten zwei Geschäftsjahre abzu-
bilden. Diese Zeiträume sind für
Begünstigte nun jeweils um ein
Jahr kürzer. Außerdem müssen
diese ihre Jahresabschlüsse
(mit Ausnahme des Bestäti-
gungsvermerks des Ab-
schlussprüfers) nicht in den
Prospekt aufnehmen. Es ge-
nügen eine Erklärung, dass
geprüfte Abschlüsse er-
stellt wurden, und ein Hin-
weis darauf, wo diese ab-
rufbar sind. Ausgewählte
Finanzinformationen,
also die wesentlichen
Kennzahlen des Emitten-
ten, sind wie bisher im Pro-
spekt abzubilden. Begüns-
tigte müssen Finanzinfor-
mationen nicht mehr mit
Vorperioden und dem nächst-
folgenden Abschluss kohärent
darstellen. Unternehmen, die ihre
Buchhaltung umstellen wollen
oder gerade umgestellt haben, er-
sparen sich so Überleitungs-
rechnungen.

Jahresabschlüsse. Jahresab-
schlüsse von Unternehmen, die
nach dem österreichischen Un-
ternehmensgesetzbuch bilanzie-
ren, umfassen häufig keine ge-
prüften Kapitalfluss- und Eigen-
kapitalveränderungsrechnungen.
Unionsrecht schrieb jedoch bis-
her abhängig von der Art des
Wertpapiers die Aufnahme bei-
der oder zumindest der geprüften
Kapitalflussrechnung vor. Für Be-
günstigte ist diese Verpflichtung
weggefallen, wodurch sie sich all-
fällige zusätzliche Prüfungen
durch den Abschlussprüfer er-
sparen. Die Aufnahme von Zwi-
schenfinanzinformationen im
Prospekt ist ebenfalls nicht mehr
notwendig, wenn ein begünstig-

ter Emittent solche nicht veröf-
fentlicht.

Aktienemittenten. Für begüns-
tigte Aktienemittenten ist es
nicht mehr erforderlich, Umsät-
ze geografisch und nach Art der
Tätigkeit aufgeschlüsselt darzu-
stellen. Informationen zu Sach-
anlagen sind nur noch in Aus-
nahmefällen notwendig. Be-
stimmte Angaben zur Geschäfts-
und Finanzlage kann sich ein Ak-
tien emittent sparen, wenn er, wie
bereits bisher üblich, Lagebe-
richte in den Prospekt aufnimmt.
Weitere Erleichterungen betref-
fen  Angaben zur Eigenkapital-
ausstattung, zur Fremdfinanzie-

rungsstruktur und zu Geschäften
mit verbundenen Unternehmen.

Fazit. Die beschriebenen Erleich-
terungen sind sinnvoll und prak-
tisch relevant. Erste Erfahrungen
haben gezeigt, dass der Verwal-
tungsaufwand für Begünstigte ge-
ringer wurde. Das ist besonders
deswegen erfreulich, weil immer
mehr mittelständische Unterneh-
men ein öffentliches Angebot von
Wertpapieren (insbesondere Un-
ternehmensanleihen) in Betracht
ziehen. Ein nicht zu unterschät-
zender Aufwand bleibt damit aber
dennoch verbunden.
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Das Arbeits- und Sozialrecht
der EU ist eine komplexe Ma-
terie. Neben den zentralen
Bestimmungen im Bereich
Sozialpolitik umfasst es vor
allem zahlreiche Rechte, die
sich aus der Freizügigkeit der
Arbeitnehmer sowie den EU-
Koordinierungsvorschriften
insbesondere im Bereich der
sozialen Sicherheit ergeben. 

Nationales Recht
Das Buch „Grundzüge des
EU-Arbeits- und Sozialrechts“
schildert Situationen, in de-
nen typische Elemente des na-
tionalen Sozial- und Arbeits-

rechts in Konflikt mit anderen
Bereichen des EU-Rechts ge-
raten können, wobei für die-
se Fälle derzeit nur bedingt
Lösungsansätze bestehen. 

Ein weiteres Hauptaugen-
merk legt die Autorin Chris-
tina Hießl, Universitätsassis-
tentin an der Wirtschaftsuni
Wien, auf die Rechtspre-
chung des Europäischen Ge-
richtshofes, die bei der Aus-
gestaltung des Arbeits- und
Sozialrechts der EU eine be-
deutende Rolle spielt. (am)

■ Verlag Linde, 30 €, ISBN:
9783707320947 
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Das Arbeits- und Sozialrecht in der EU

Grundzüge des Arbeits-
und Sozialrechts der EU

Mit Jahresbeginn 2013 treten
in Österreich einige gesetzli-
che Neuerungen in der Ar-
beitsmarktpolitik in Kraft, 
so unter anderem die Auflö-
sungsvergabe, Neuregelun-
gen in der Altersteilzeit und
die Novelle zum Pensions-
kassengesetz (PKG-Novelle). 

Letztere soll das brisante
Thema Betriebspensionen
wieder stabilisieren und zu-
gleich auch mehr Flexibilität
für Arbeitgeber und -nehmer
bringen.

Bei der Jahrestagung Ar-
beitsrecht 2013 der ARS-Aka-
demie am 21. und 22. No-

vember in Wien werden Top-
Experten darstellen, welche
Auswirkungen diese Neue-
rungen auf die heimischen
Unternehmen und deren Mit-
arbeiter haben, sowie Tipps
zur Umsetzung und Anwen-
dung präsentieren.

Gesetzesnovellen
Darüber hinaus sind Novel-
lierungen zum Urlaubsgesetz
und zum Arbeitskräfteüber-
lassungsgesetz in Vorberei-
tung. Über deren aktuellen
Status, Inhalt und Einfluss auf
die Praxis soll ebenfalls um-
fassend informiert werden.

Zu den Referenten zählen
Franz Schrank, Institut für Ar-
beits- und Sozialrecht der
Universität Wien, Jens Win-
ter, Rechtsanwalt bei CMS
Reich-Rohrwig Hainz, Ger-
hard Kuras, Richter am
Obersten Gerichtshof, und
Wolfgang Mazal vom Institut
für Arbeits- und Sozialrecht
der Universität Wien. Wei-
ters gibt es ein Update der
neuesten betriebswichtigen
OGH-Entscheidungen – samt
Auslegungs- und Umset-
zungshinweisen. (am)

■Alle Infos unter www.ars.at
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